
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-

fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-

chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung des Direktors beim Landtag. 
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seite der Bestimmung ein und erörterte, ob der Beklagte den Förderungsantrag des Klägers 

nach Maßgabe des§ 74 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII abschlägig bescheiden durfte. 

aa) Zur Bedeutung einer (fehlerhaften) Jugendhilfeplanung für die Ermessensausübung 

Gemäß§ 74 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII entscheidet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe über 

die Art und Höhe der Förderung im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach pflicht­

gemäßem Ermessen. 

In diesem Kontext stellte das Verwaltungsgericht Koblenz zunächst klar, dass der Förde­

rungsanspruch eine Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII nicht voraussetze. Die nach § 74 

Abs. 3 Satz 1 SGB VIII geforderte Ermessensausübung ist von der Jugendhilfeplanung ent­

koppelt.23 Liege eine solche jedoch vor und wurde der Kindergarten in den Bedarfsplan auf­

genommen, um einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz zu erfüllen, so ergebe 

sich regelmäßig eine Ermessensreduzierung dahingehend, dass eine Förderung zu erfolgen 

habe, wenn die Einrichtung für die Bedarfsdeckung tatsächlich erforderlich sei. Eine Ermes­

sensreduzierung bestehe auch dann, wenn die Aufnahme der Kindertagesstätte in den Be­

darfsplan, gemessen an den gesetzlichen Planungsvorgaben, zu Unrecht unterblieben sei .24 

So lag der Fall hier. 

Indem der Beklagte die Fortschreibung des Jugendhilfeplans um den Waldorfkindergarten 

des Klägers ablehnte, wurde er seiner Planungsverantwortung (§ 79 Abs. 1 SG B VIII) in mehr­

facher Hinsicht nicht gerecht. Er verkannte, dass der Bedarf unter Berücksichtigung der 

Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der jungen Menschen und der Personensorgeberech­

tigten für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln ist(§ 80 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII) und die 

zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu planen 

sind (§ 80 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII). Weitere Leitlinien der Planung, die sich aus dem KitaG er­

geben, wurden ebenfalls unzureichend beachtet. So bestimmt § 2 Abs. 2 Satz 1 KitaG etwa, 

dass sich die Tagesbetreuung an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien zu orientie­

ren hat. In die Bedarfsplanung einzustellen ist auch der Rechtsanspruch auf einen Kindergar­

tenplatz nach§ 24 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII i.V.m. § 5 Abs. 1 KitaG. 

Einen wesentlichen Planungsfehler sah das Verwaltungsgericht Koblenz darin, dass der Be­

klagte die Bedarfsermittlung maßgeblich anhand quantitativer Kriterien vorgenommen hat-

23 BVerwGE 116, 226, 230; 134, 206, 224 f.; Grube, in: Hauck/Noftz, a.a.O., § 7 4, Rn. 49. 
24 VG Koblenz, Urteil vom 6. Juni 2012, Az.: 5 K 1050/11.KO, S. 9 f. 
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74 Abs. 1 Nr. 7 GG) Gebrauch gemacht. Allerdings eröffnete er den Ländern mit § 74a 

Satz 1 SGB VIII die Möglichkeit, ab dem Jahr 2005 die Förderung von Kindertageseinrich­

tungen ungeachtet des § 74 SGB VIII zu regeln (siehe bereits Abschnitt B. 1. 2. a)). Mit der 

Freigabeklausel geht jedoch nicht einher, dass die Länder von anderweitigen materiellen 

Bindungen des SGB VIII wie etwa dem Ziel der Träger- und Angebotsvielfalt(§ 3 Abs. 1 SGB 

VIII) oder dem sog. Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten (§ 5 Abs. 1 Satz 1 

SGB VIII) freigestellt wären. Das Bundesverwaltungsgericht hat in einer Entscheidung vom 

21. Januar 2010 in diesem Sinne klargestellt: 

11 Der Gestaltungsspielraum, der nach § 74a SGB VIII dem Gesetz- bzw. Verord­
nungsgeber zuzubilligen ist, ist durch die materiellen Grundentscheidungen des 
Jugendhilferechts für ein möglichst plurales, bedarfsorientiertes Angebot be­
grenzt. Die Regelungsermächtigung des § 74a SGB VIII stellt den Landesge­
setzgeber nicht frei von jeglicher Bindung an die bundesgesetzlich geregelten 
materiellen Ziele und Grundsätze der Jugendhilfe. Die Finanzierung von Tages­
einrichtungen bleibt bezogen auf ein Angebot von Jugendhilfe im Sinne des 
Sozialgesetzbuches Achtes Buch. Das Fördersystem muss daher die "Pluralität 
der Jugendhilfe" (BTDrucks 11/6748 S. 80), d.h. die Pluralität der Träger und 
die Pluralität der Inhalte, Methoden und Arbeitsformen ermöglichen, unterstüt­
zen und effektiv gewährleisten (vgl. § 3 Abs. 1 SGB VIII) . Das Pluralitätsgebot 
beschränkt daher den Landesgesetzgeber in seiner Gestaltungsfreiheit und der 
Ausgestaltung der Unterscheidungskriterien für eine Differenzierung bei der 
Förderung. 1136 

Auf Grund der bestehenden bundesgesetzlichen Vorgaben dürfte es dem Landesgesetzge­

ber weiterhin verwehrt bleiben, die Finanzierung von Tageseinrichtungen in freier Träger­

schaft allein an einem Bedarf im quantitativen Sinn auszurichten oder die Förderung von dem 

Vorhandensein ausreichender Haushaltsmittel abhängig zu machen. 

Wissenschaftlicher Dienst 

36 BVerwG, Urteil vom 21. Januar 2010, Az.: 5 CN 1/09, Rn. 31 (zitiert nach Juris). 


